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P A R I T Ä T S S Y S T E M  U N D  A G R A R S T R U K T U R
Zur Abrundung des in unserem Juliheft angeschnittenen Problems der Agrarpolitik  
können w ir nun auch das vom Bundesminister fü r  Landwirtschaft aufgestellte A grar­
program m  unseren Lesern vorlegen, Wenn heute die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
zum Haupterfordernis der Agrarpolitik geworden ist, so kann der Weg dahin nur dann  
bestimmt werden, wenn man einerseits die Landwirtschaft als ein Teilgebiet der Gesamt- 
tcirischaft begreift und wenn man andererseits die Besonderheiten des landwirtschaft­
lichen Produktionsvorgangs erkennt, die es verbieten, die landwirtschaftlichen Märkte in  
vollem Umfang dem freien  Spiel der K räfte aüszusetzen. Kostensenkung durch rationelle 
Kom bination von Arbeitskraft und Arbeitsmitteln, Senkung der Betriebsmittelpreise und 
Verbesserung der Agrarstruktur stellen die Elemente einer Steigerung der W ettbewerbs­
fäh igkeit dar. Von der Erhöhung des Inlandsverbrauchs und von der Ausweitung der  
ausländischen Absatzm ärkte im Rahmen einer fortschreitenden Großraumbildung w ird  
die Zukunft der deutschen Landwirtschaft abhängen.

Agrarpolitik im Umbruch
Bundesminister Dr. h. c. Heinridi .Lübke, Bonn

T  T berrasdiend sdinell und sdineller als nad i dem 
ersten W eltkrieg hat die Landwirtsdiaft ihre 

Leistungskraft w ieder erreidit. Die Knappheit in der 
Nahrungsm ittel Versorgung während des Krieges und 
in den ersten N adikriegsjahren ist bei w iditigen Er­
zeugnissen der Landwirtsdiaft durdi M arktfülle ab­
gelöst worden. Die Zeiten, in denen alles abgenommen 
wurde, was die Landwirtsdiaft produzierte, sind zum 
Teil sdion der Sorge gewidien, ob die Landwirtsdiaft 
ihre Erzeugnisse zu auskömmlidien Preisen absetzen 
kann. Zu dieser veränderten Situation haben einmal 
die großen Leistungen der Landwirtsdiaft in den 
Jahren nadi der W ährungsreform, zum anderen die 
gesam twirtsdiaftlidien Gegebenheiten der Bundes­
republik beigetragen, aber audi die politisdie Ent- 
widclung in  der W elt und der daraus resultierende 
Drang zur Bildung politisdier und w irtsdiaftlidier 
Großräume, dem sidi audi Europa n id it entziehen 
kann. Die Landwirtsdiaft der Bundesrepublik und die 
A grarpolitik werden damit vor neue große Aufgaben 
gestellt. Zum besseren V erständnis dieses W andels 
ist ein Rüdsblidi auf die N adikriegsentw idilung von 
Nutzen.

V O N  DER KNAPPHEIT ZUR MARKTFULLE 

Unter dem Einfluß des Krieges, der Zwangswirtsdiaft 
und der mangelhaften Versorgung mit Betriebsmitteln 
erreidite die landw irtsdiaftlidie Erzeugung {Brutto­
bodenproduktion auf Getreidewerte umgeredinet) im 
Jahre 1947/48 mit 56 “/o des Vorkriegsstandes ihren 
Tiefpunkt. Durdi die A btrennung der Gebiete östlidi 
der Oder-Neiße-Linie und die Spaltung Deutsdilands 
fehlten die Zusdiüsse, die vor dem Krieg von Ost- und 
M itteldeutsdiland nad i W estdeutsdiland kamen. In­
zwisdien w aren m ehr als 10 Mill. Heim atvertriebene 
nad i W estdeutsdiland eingeströmt. Der Nahiungs- 
raum, der vor dem Kriege im A ltreidi 0,41 ha land- 
w irtsdiaftlidier Nutzflädie je  Kopf der Bevölkerung 
betrug, w ar um rd. Vs auf 0,28 ha gesdirumpft. Die 
N ahrungsm ittelversorgung der auf rd. 50 Mill. an- 
gewadisenen Bevölkerung wurde durdi diese Fak­
toren außerordentlidi ersdiwert.
Bei dieser Sadilage bestand die Hauptaufgabe der 
A grarpolitik in der größtmöglidien Steigerung der

Erzeugung' und der dazu erforderlidien Versorgung 
der Landwirtsdiaft mit den w iditigsten Betriebs­
mitteln. Diese Anstrengungen führten dank des Lei­
stungswillens der w estdeutsdien Landwirtsdiaft zum 
Erfolg.

Die Nahrungsm ittelproduktion

W irtsd iaftsjah r
Produktion  ! 
in  M ill. t 

G etreid ew ert

Index  
1935/36 —  1938/39 

=  100

1935/36— 1938/39 J.-D . 33,30 100
1948/49 26,28 79
1949/50 31,04 93
1950/51 34,37 103
1951/52 36,84 111
1952/53 37,35 112
1953/54 vorläufig 39,43 118
>) E insd il. der E rzeu gnisse für gew erb lld ie  V erarb eitun g und der  
Erzeugung aus der Futterm itteleinfuhr. Q u elle; BML, A b tlg . V I.

Als im Mai 1950 mit der Aufhebung der Zudier- 
rationierung der letzte Rest der Bewirtsdiaftung in 
Fortfall kam, w ar der V orkriegsstand der N ahrungs­
m ittelproduktion sdion beinahe erreidit, und die Zu­
fuhr der Fehlmengen sdiien gesidiert zu sein. A ller­
dings brad ite  der A usbrudi der Koreakrise M itte 1950 
die Versorgung der Bevölkerung, vom V erbraudier 
fast unbem erkt, nodi einmal in große Sdiwierigkeiten. 
Diese T atsadie sollte eine ernste W arnung sein, die 
einheim isdie Erzeugung in Zeiten anhaltender welt- 
politisdier Spannungen n id it zu vernadilässigen.
In den folgenden Jahren  hat sidi die N ahrungsm ittel­
produktion w eiter günstig entwidcelt. Sie erreid ite im 
W irtsdiaftsjahr 1953/54 bereits 118“/o des V orkriegs­
standes. Der N ahrungsm ittelverbraudi der w estdeut­
sdien Bevölkerung w ird damit zu 70 bis 75 °/o gededit, 
allerdings ist das V erhältnis von Erzeugung zu 
V erbraudi bei den einzelnen Erzeugnissen durdiaus 
untersdiiedlidi.
W ährend bei Getreide und Fetten  insgesam t bedeu­
tende Anteile des Verbraudisvolum ens eingeführt w er­
den müssen, entsprid it bei Kartoffeln die Erzeugung 
bereits dem Bedarf, wobei die Einfuhr von Früh­
kartoffeln durdi Ausfuhren von Saat- und Speise­
kartoffeln ausgeglidien wird. Aber audi bei Butter, 
Zudcer und Fleisdi hat die Erzeugung 1953/54 den 
Verbraudi zu 98, 96 und 93 Vo gededit. Dieses Ergeb­
nis ist um so bem erkenswerter, als die Bevölkerung
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Lübke; A grarpo litik  im Umbruch

Selbstversorgungsgrad mit 
ausgewählten Agrarprodukten

Produkt

E igenerzeu gu n g in  %  des Brutto­
verbrauchs

1951/52 1952/53
1953/54

Sdiätzung

Getreide insgesam t 76,7 72,9 76,6
Kartoffeln 97,0 99,6 100,0
Zudcer (W eißzuckerwert) 75,2 65,5 95,7
G em üse!)*) 87,7 84,1 88.5
Frisdiobst )̂ 87,3 87,4 85,2
Fleisdi insgesam t *) 97,9 95,7 93,4
Fette insgesam t (Reinfett) 48,9 44,9 44,8
davon:

Butter (Reinfett) 92,0 97,7 98,5
Pflanzenfette (Reinfett) )̂ 7,7 7,1 5,7

*) Erzeugung: einschl. H aus- und K leingärten. *) Bruttoverbrauch: 
einsdil. der nicht ab gesetzten  M engen  und d es  Verbrauchs aus  
Verarbeitung. ®) O hne Schlachtfette. ‘) Einschl. Fisch- und W alö l. 
Quelle: BML, A btlg . VI.

der Bundesrepublik durch natürliche Zunahme und 
den anhaltenden Flüchtlingsstrom aus M itteldeutsch­
land (1953 rd. 300 000) laufend wächst, der V er­
brauch je Kopf bei den hochwertigen Nahrungsmitteln, 
wie die folgende Tabelle zeigt, bis in die letzten Jahre 
laufend angestiegen ist und teilw eise (Fett, Käse, 
Eier) den V orkriegsstand bereits überschritten hat. 
ln diesem Zusammenhang ist besonders darauf hin­
zuweisen, daß die Ernährungskosten in den letzten 
Jahren praktisch stabil gehalten w erden konnten und 
daß die Steigerung der Lebenshaltungskosten seit 
1950 (Korea-Boom) in den meisten europäischen Län­
dern wesentlich größer w ar als in der Bundesrepublik. 
Damit wurde die Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Industrie gestärkt.

DIE LANDWIRTSCHAFTLICHE M ARKTORDNUNG

Mit fortschreitender Beseitigung der Bewirtschaftung 
und Aufhebung der Preisbindung, die nur noch bei 
Getreide, Zuckerrüben bzw. Zucker und Normaltrink- 
milch mit 3 “/o Fettgehalt besteht, erhob sich die Frage, 
ob die A grarpolitik die landwirtschaftlichen M ärkte 
dem Spiel von Angebot und Nachfrage überlassen 
sollte oder ob im landwirtschaftlichen Bereich markt- 
ordnerische Regelungen unentbehrlich seien.
Bei der Beurteilung dieser Frage ist davon auszu­
gehen, daß die landwirtschaftliche Erzeugung aner­
kanntermaßen anderen Produktionsbedingungen un ter­
worfen ist a ls die gewerbliche Fertigung und daß auf 
den landwirtschaftlichen M ärkten der Preis seine

Funktion als Regulator von Angebot und Nachfrage 
nicht im gleichen Maße erfüllt wie in anderen W irt­
schaftsbereichen. Die N adifrage nach Nahrungsmitteln 
ist aus physiologischen Gründen relativ  unelastisch. 
Dies trifft vor allem für die M assenerzeugnisse (Ge­
treide, Kartoffeln, Grobgemüse) zu, während bei den 
hochwertigen Nahrungsm itteln (Fleisch, Fette, Eier) eine 
höhere Anpassungsfähigkeit des Verbrauchs an die 
Preisentwicklung gegeben ist. Einer relativ  stabilen 
Nachfrage nach Nahrungsm itteln insgesam t steht je ­
doch ein durch die W itterungsschwankungen von 
Jahr zu Jah r stark  w ediselndes Angebot gegenüber. 
Darüber hinaus erschwert der Erzeugungsrhythmus 
in der Landwirtschaft — bei den Großkulturen wie 
Getreide, Hackfrüchten, ö lfrüd iten  usw. kann meist 
nur eine Ernte im Jahr gewonnen werden — eine 
kurzfristige Anpassung der Erzeugung an die Preis­
entwicklung. Ferner engen die Notwendigkeit zur Er­
haltung der Bodenfruchtbarkeit der alten Kulturboden 
Europas und die Unmöglichkeit, den größten Teil der 
Futterflächen (zirka 50 ”/o der gesamten landwirtschaft­
lichen Nutzfläche) anders als über die Aufzucht von 
Rindern und Schafen zu verw erten, die Beweglichkeit 
in der Betriebsorganisation der meisten landwirt­
schaftlichen Betriebe im europäischen Raum w eiter ein. 
Schließlich ist in Zeiten rückläufiger Preise bei den 
Erzeugern vielfach ein m arktkonträres V erhalten fest­
zustellen. Der Druck der fixen Kosten führt fast 
zwangsläufig dazu, die Erzeugung zu steigern, um 
einer Verminderung der Einnahmen auszuweichen. 
Alle diese Gründe bringen es mit sich, daß die Preis- 
ausschläge bei den landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
meist viel stärker sind als bei gewerblichen Roh­
stoffen oder Fertigwaren. Bei Preiszusammenbrüchen 
treten  beim Erzeuger große K apitalverluste auf. ü b er­
mäßige Preisschwankungen erfordern hohe Risiko­
aufschläge beim Zwischenhandel, die sich in erhöhten 
Endverbraucherpreisen auswirken, überdies lehrt die 
Erfahrung, daß der deutsche Verbraucher auf stabile 
Preise ausgesprochen positiv reagiert. Eine größere 
S tabilität der Preise der landwirtschaftlichen Erzeu­
gung liegt daher im Interesse sowohl der Erzeuger 
als auch der Verbraucher.
Im Agrarbereich sind somit wegen der Eigenart der 
landwirtschaftlichen Erzeugung und des N ahrungs­

Entwicklung des Pro-Kopf-Verbrauchs wichtiger Nahrungsmittel
(kg im  Jahr)

Erzeugnis 1935/38 1948/49 1949/50 1950/51 1951/52 1952/53 1953/54
Schätzung

G etreideerzeugnisse
(in M ehlwert) 110,5 ■123,9 111,4 98,7 98,1 96,5 96,5

Kartoffeln 176,0 219,0 199,0 184,0 179.0 174,0 173,6
Zucker (weiß) 26,0 19,5 22,9 27,4 24.6 23,7 25,2
Gemüse 51,9 59,4 42,1 49,3 43.4 43,2 47,0
Frischobst 36,3 21,7 30,2 40,3 44,3 58,4 55,4
Südfrüchte 5,7 1,4 6.1 7,7 7,8 11,0 12,5
Fleisch in sges.

(ohne S dilad itfett) 52,8 18,1 31,6 36,6 38,0 41,0 42,5
Nahrungsfette in sges.

22,6(in Reinfett) 21,0 9,5 16,3 20,8 20,8 22,8
Butter (in R einfett) 6.7 3,6 4,4 5,2 5,5 5,0 5,4
Trinkvollmilch einschl. Rahm 126,0 67,6 97,4 110,0 113,3 119,1 123,0
Käse 3,5 2,6 3.6 3,9 3,9 3,8 3,9
Eier 7,4 2,5 5.2 7.4 7,4 . 7,8 8.4
Fische (Frischgew.) 11,8 15,4 12,9 11,8 12,1 11,7 11,8

Quelle: BML, A bt. V I.
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Lübke: A grarpolitik  im Umbruch

mittelverbrauchs von N atur aus nur unvollkommene 
W ettbew erbsverhältnisse vorhanden. Bei dieser Sach­
lage scheint es fehl am Platze, die landwirtschaftlichen 
M ärkte in vollem Umfang dem freien Spiel der Kräfte 
zu überlassen. Eine Politik, die auf die Unterbindung 
übermäßiger, volkswirtschaftlich schädlicher Preis­
schwankungen bei den A grarprodukten abzielt, ist 
vielmehr im Zeichen der M arktwirtschaft vertretbar 
und in einer sozialen M arktwirtschaft im Sinne des 
Regierungsprogramms sogar notwendig. Die gesetz­
liche Grundlage hierfür bilden die M arktordnungs­
gesetze für die wichtigsten landwirtschaftlichen Er­
zeugnisse, nämlich für Getreide, Zucker, Milch und 
Fette sowie Vieh und Fleisch. Aus den dargelegten 
Gründen w ird die M arktordnung grundsätzlich w eiter­
hin beibehalten w erden müssen, was allerdings nicht 
ausschließt, daß eine Auflockerung im Rahmen der be­
stehenden Bestimmungen herbeigeführt werden könnte. 
Die Aufrechterhaltung von marktordnerischen Rege­
lungen und bei einzelnen Produkten auch von Preis­
bindungen ist im übrigen kein Reservat der deutschen 
Agrarpolitik. Sie sind auch in der gewerblichen W irt­
schaft anzutreffen; vor allem bestehen in den Grund­
stoffindustrien Preisbindungen, die über die Betriebs­
m ittelpreise auch die Produktionskosten für land­
wirtschaftliche Erzeugnisse mitbestimmen. Darüber 
hinaus gelten fast überall in der W elt, selbst in Län­
dern mit sogenannter liberaler W irtschaftspolitik, für 
den landwirtschaftlichen Bereich andere Grundsätze 
als für die gewerbliche Wirtschaft. Ob man in  Europa 
nach der Schweiz, nach Großbritannien, den Nieder­
landen, Schweden und Frankreich oder nach anderen 
Ländern blickt, überall unterliegen die landwirtschaft­
lichen M ärkte einer direkten oder indirekten Regelung 
durch staatliche, halbstaatliche oder berufständische 
Organe. Auch die USA machen hiervon keine Aus­
nahme. Zur Stützung der garantierten M indestpreise 
für die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
werden dort hohe Exportsubventionen gezahlt (bei­
spielsweise am 3. Juni 1954 55 bis 65 cts je  bsh 
W eizen =  etwa 85 bis 100 DM je t).
Ein wichtiges Instrum ent der M arktordnung ist die 
V orratshaltung, mit deren Hilfe einmal eine Reserve­
bildung für Notfälle ermöglicht und zum ändern durch 
Einlagerung bei zu großem Angebot und durch Ab­
gabe in Zeiten schwacher Anlieferung eine stabilisie­
rende W irkung auf die M ärkte ausgeübt wird. Bei 
Erzeugnissen, bei denen der Verbrauch nur mit Hilfe 
von Einfuhren gedeckt werden kann, arbeitet die 
M arktordnung je  nach der A rt des Produktes mit Ein­
fuhrschleusen, M indestpreisen bzw. handelspolitischen 
Sicherungen, um eine Überlastung des Binnenmarktes 
tunlichst zu verm eiden und den einheimischen Erzeug­
nissen den gebührenden Vorrang im Absatz einzuräu­
men. Damit soll auch den 7 Millionen Menschen, die 
in den 2 Millionen landwirtschaftlichen Betrieben W est­
deutschlands ihre Existenzgrundlage finden, der A r­
beitsplatz gesichert werden, zumal die gewerbliche 
W irtschaft nur in beschränktem Umfang in der Lage 
ist, zusätzliche A rbeitskräfte aufzunehmen.

O RIENTIERUNG DER AG R AR PO LIT IK  
A N  DEN G ESAM TW IRTSCH AFTLICH EN  ERFORDERNISSEN

Nun ist die Landwirtschaft nur ein Teil der Gesamt­
wirtschaft, wenn auch ein Teil, dessen Bedeutung für 
die Volkswirtschaft in den letzten Jahrzehnten ange­
sichts des im ponierenden Aufstiegs der gewerblichen 
W irtschaft vielfach zu wenig gewürdigt worden ist. 
Alle Bestrebungen nach einer ausreichenden Stabili­
tä t der landwirtschaftlichen M ärkte müssen somit an 
den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen orientiert 
werden. Im wesentlichen scheinen die folgenden Tat­
bestände wirtschaftlicher, sozialer und politischer 
N atur für die künftige Gestaltung der Agrarpolitik 
von ausschlaggebender Bedeutung zu sein: Ausgangs­
punkt ist die wesentlich größere Bevölkerungsdichte 
in der Bundesrepublik (gegenwärtig 209 Mensdien je 
qkm gegen 171 in der Vorkriegszeit). Die ernährungs­
wirtschaftlichen Folgen dieser starken Bevölkerungs­
zunahme in kurzer Zeit w urden bereits dargelegt. 
Eine w eitere Auswirkung ist hauptsächlich sozialer 
Art. Die dichtere Besiedlung auch der ländlichen Be­
zirke und die engere Verkehrs Verflechtung erleichter­
ten den Vergleich zwischen dem Lebenszusdinitt in 
Stadt und Land und verstärkten  die Wünsche der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung nach einem höheren 
Lebensstandard. Die Paritätsforderung der Landwirt­
schaft geht zum Teil auf diese Umstände zurück.
Eine w eitere Folge der sta rk  erhöhten Bevölkerungs­
dichte w ar die Notwendigkeit, die an sich schon aus­
geprägte Industrialisierung W estdeutschlands noch zu 
intensivieren, um möglichst allen Arbeitskräften Be­
schäftigung und Brot zu geben.
Die hochindustrialisierte westdeutsche W irtschaft ist 
dadurch in noch viel höherem Maße als vor dem 
Kriege mit dem Absatz ihrer Erzeugnisse auf die Aus­
landsm ärkte angewiesen, zumal der dringlichste Nach­
holbedarf w eiter Bevölkerungskreise des Inlandes auf 
fast allen Gebieten gedeckt zu sein scheint. Nach 
dem weitgehenden V erlust der ost- und südosteuropä­
ischen M ärkte hat sich die Ausfuhr hauptsächlich den 
übrigen Ländern Europas zugewandt m it dem Ergeb­
nis, daß die Bundesrepublik derzeit in der Europä­
ischen Zahlungsunion eine einzigartige Gläubiger­
stellung innehat.
Die meisten Handelspartner der Bundesrepublik, die 
in ihrem H andelsverkehr m it ihr eine passive Außen­
handelsbilanz aufweisen, suchen jedoch einen Aus­
gleich ihrer Zahlungsbilanz vor allem mit Hilfe er­
höhter Ausfuhren an landwirtschaftlichen Erzeugnis­
sen zu bewerkstelligen, wobei sie im Gegensatz zu 
den früher für die Agrareinfuhr wichtigen ost- und 
südosteuropäischen Ländern hauptsächlich Veredlungs­
produkte, wie Milcherzeugnisse, Vieh und Fleisch so­
wie Obst und Gemüse, also Produkte absetzen wollen, 
die die westdeutsche Landwirtschaft selbst schon bei­
nahe in einem dem gegenwärtigen Verbrauch ent­
sprechenden Ausmaß auf den M arkt bringt. Die ge­
botene stärkere Außenhandelsverflechtung mit den 
M itgliedstaaten der EZU w irkt sich somit zwangs­
läufig in einem zunehmenden Einfuhrdruck auf die 
landwirtschaftlichen M ärkte aus.
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Schließlich drängt die politische und wirtschaftliche 
Entwicklung unserer Zeit auf die Bildung von Groß­
räumen. Insbesondere das stark  zersplitterte W est­
europa wird sich auf die Dauer zwischen den Groß­
mächten in W est und Ost nur behaupten können, 
wenn es sich zu einer politischen und wirtschaftlichen 
Einheit zusammenschließt und seine Bevölkerung in 
den Genuß der Vorteile eines größeren W irtschafts­
raumes bringt. Damit w ird fortschreitend ein freierer 
Umlauf der Waren auf dem kommenden gemeinsamen 
Markt und ein erhöhter W ettbewerb auch für land­
wirtschaftliche Erzeugnisse verbunden sein.
Aber selbst wenn es dazu nodi nicht so schnell kom­
men sollte, stellt allein die Tatsache, daß sich die In­
landserzeugung bei einigen wichtigen Produkten der 
Landwirtschaft bereits der derzeitigen Konsumdecke 
nähert und zum Teil fast zwangsläufig w eiter steigen 
wird, Landwirtschaft und Agrarpolitik inzunehm endem  
Maße vor eine grundlegend veränderte Situation. Der 
Absatz wichtiger Erzeugnisse der westdeutschen Land­
wirtschaft wird in Zukunft in immer stärkerem  Um­
fang davon abhängen, ob es gelingt, den Konsum 
im Inland auszuweiten und zusätzliche Ausfuhrmög­
lichkeiten zu erschließen. Die Voraussetzungen hier­
für sind nicht ungünstig. Das gegenwärtige V er­
brauchsniveau ist bei w eiter günstiger Zunahme des 
Sozialprodukts und damit des M asseneinkommens bei 
vielen Nahrungsmitteln noch steigerungsfähig. Auch 
ist das physiologische Optimum im Durchschnitt der 
Bevölkerung mit einem Verzehr von 2 834 Kalorien 
(1952/53) und einem relativ niedrigen Anteil von tieri­
schem Eiweiß noch längst nicht erreidit. Der Fleisch- 
verbraudi liegt mit- etwa 42,5 kg je Kopf und Jahr 
heute noch fast 10 kg unter dem Vorkriegsstand. Der 
Milchverbrauch entspricht ihm zwar beinahe wieder, 
bleibt aber um 50 bis 100 kg hinter dem Verbrauchs­
niveau vieler europäischer Länder zurück. Audi die 
Ausfuhr konnte in den letzten Jahren bei einigen 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Dosenschinken, 
Käse) mit Erfolg aufgenommen werden und ist zwei­
fellos weiter ausbaufähig. Deswegen w ird auf eine 
entsdieidende Steigerung der Leistungskraft und der 
Wettbewerbsfähigkeit der westdeutschen Landwirt­
schaft größtes Gewicht zu legen sein. Diese Forderung 
steht daher im Agrarprogramm der Bundesregierung 
obenan und ist eng verknüpft mit dem Streben nach 
Stärkung der sozialen Stellung der Landwirtschaft in 
der Volkswirtschaft.

STEIGERUNG DER WETTBEWERBSFÄHIGKEIT 

Steigerung der W ettbewerbsfähigkeit, der w estdeut­
schen Landwirtschaft bedeutet Senkung der Produk­
tionskosten. Das kann geschehen durch Erhöhung des 
Ertrages, wenn die aufgewandten Kosten nicht oder 
nicht in gleichem Maße steigen, oder durch Senkung 
der Kosten, wenn der Ertrag nicht proportional zurück­
geht. Die Steigerung der Erzeugungsleistung hat sich 
die westdeutsche Landwirtschaft in den letzten Jahren 
mit Erfolg angelegen sein lassen. Sie hat unter ver­
gleichbaren natürlichen Produktionsbedingungen Er­
träge erzielt, die sich mit denen der Nachbarländer

durchaus messen können. Auch insgesamt genommen 
liegen die H ektarerträge in W estdeutschland trotz 
vielfach weniger günstiger Boden- und Klimaverhält­
nisse im europäischen Vergleich an v ierter Stelle. 
Trotzdem sind schon wegen der Streuung innerhalb 
der einzelnen Betriebstypen noch Möglichkeiten zur 
Steigerung der Erzeugungsleistung vorhanden. Beson­
deres Gewicht w ird aber auf die Verminderung des 
Aufwands gelegt w erden müssen. Die Landwirtschaft 
kann dazu aus eigener Initiative vor allem durch 
rationelle Kombination von menschlicher A rbeitskraft 
und Arbeitshilfsmitteln sowie V erbesserung der Ar­
beitsdispositionen wesentlich beitragen. Sie kann da­
mit ihre A rbeitsproduktivität steigern und Arbeits­
kräfte einsparen. In bäuerlichen Familienbetrieben, in 
denen eine V erringerung des Arbeitskräftebesatzes 
infolge fehlender anderweitiger Verdienstmöglichkei­
ten nicht tragbar ist, w ird allerdings eine Steigerung 
der W ettbewerbsfähigkeit nur über eine gleichzeitige 
Erhöhung der Arbeits- u n d  der Flächenproduktivität 
erzielt werden können. Gerade in diesen Betrieben 
wird jedoch ein voller Erfolg dieser Bestrebungen 
durch starke Flurzersplitterung, ungenügende Betriebs­
größe und arbeitswirtschaftlich unbefriedigende An­
lage der W irtschaftsgebäude in oft beengter Dorflage 
unmöglich gemacht. Voraussetzung für eine entschei­
dende Erhöhung der A rbeitsproduktivität und W ett­
bewerbsfähigkeit dieser Betriebe ist daher eine weit­
gehende Beseitigung der vorgenannten Hemmnisse.

VERBESSERUNG DER AGRARSTRUKTUR

Unter den Maßnahmen zur Verbesserung der A grar­
struktur steht die F l u r b e r e i n i g u n g  wegen ihrer 
günstigen Auswirkungen auf die Rationalisierungs­
möglichkeiten der Betriebe an erster Stelle. Die Größe 
dieser Aufgabe geht daraus hervor, daß im Bundes­
gebiet noch 6,5 Mill. ha oder 46 Vo der landwirt­
schaftlichen Nutzfläche der Zusammenlegung bedürfen. 
Besonders m assiert liegen die zu bereinigenden Flä­
chen in den Realteilungsgebieten (im Südwesten der 
Bundesrepublik). Der Umfang der Zersplitterung läßt 
sich dadurch kennzeichnen, daß rund '/s der 2 Mill. 
landwirtschaftlichen Betriebe zehn und mehr räumlich 
voneinander getrennte Teilstücke aufweisen, während 
260 000 Betriebe sogar zwanzig und mehr Parzellen 
bewirtschaften und innerhalb dieser Gruppe gerade 
die Betriebe zwischen 5 und 20 ha am stärksten ver­
treten sind.
In den Jahren nach 1945 fehlten zunächst die perso­
nellen und sachlichen Voraussetzungen für ein befrie­
digendes Umlegungsergebnis. So konnte seit 1949 die 
bereinigte Fläche nur von 73 000 auf 160 000 ha pro 
Jahr gesteigert werden. Eine wesentliche Beschleuni­
gung der Umlegung mit Hilfe vereinfachter Verfahren 
ist daher dringend geboten. Nachdem der Personal­
bestand inzwischen erw eitert und durch das am 1. J a ­
nuar 1954 in Kraft getretene Flurbereinigungsgesetz 
auch eine einheitliche Rechtsgrundlage geschaffen 
w orden ist, hängt das Tempo in den Fortschritten der 
Flurbereinigungsergebnisse w eitgehend von den ver­
fügbaren M itteln ab. Da sidi die Aufwendungen für
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die Zusammenlegung, von den V erwaltungskosten ab­
gesehen, durchsdinittlich auf 475 DM je ha belaufen, 
ist es trotz der günstigen Auswirkungen dieser Maß­
nahme auf die künftigen Betriebsergebnisse gerade 
den kleineren Betrieben kaum möglich, diese M ittel 
von sich aus in wenigen Jahren aufzubringen, wie es 
bei Beschleunigung der Verfahren erforderlich wird. 
Daher haben bisher schon die Länder, in deren Zu­
ständigkeit die Durchführung der Flurbereinigung 
liegt, und die Bundesregierung, allerdings hauptsäch­
lich aus ERP-Mitteln, erhebliche Beträge für die För­
derung der Flurbereinigung bereitgestellt. Im Hinblick 
auf die besondere Bedeutung dieser Maßnahme ist im 
Bundeshaushalt 1954 erstmalig der ansehnliche Betrag 
von 50 Mill. DM (im V orjahr 1 Mill. DM) für diesen 
Zweck bewilligt worden. Davon w erden 30 Mill. DM 
als Zuschüsse und 20 Mill. DM als Kredite mit billi­
gem Zinssatz zur Verfügung gestellt. Hinzu kommen 
etwa 89 Mill. DM aus Ländermitteln, und etwa ‘/a der 
Aufwendungen müssen die B etriebe— teilw eise durch 
Aufnahme von Krediten — selbst tragen. Auf diese 
W eise w ird es möglich sein, das Umlegungsergebnis 
laufend wesentlich zu steigern, wenn auch künftig 
ausreichende M ittel zur Verfügung stehen, 
ü b er das wirtschaftliche Ergebnis der Flurbereinigung 
läßt sich sagen, daß den einmaligen Kosten in oben­
genannter Höhe eine dauernde Verminderung der 
Kosten für Auf- und A brüstung der Arbeitsvorgänge 
und der unproduktiven W ege gegenübersteht. Im 
ganzen gesehen w ird die Aufwandsvermehrung durch 
eine überproportionale Ertragssteigerung weit mehr 
als ausgeglichen. Nach umfangreichen schweizerischen 
Untersuchungen, die sich auf einen verhältnism äßig 
langen Zeitraum erstrecken, ergibt sidi eine Gesun­
dung der gesam ten Betriebsstruktur durch die Zu­
sammenlegung der Grundstücke, Schaffung eines ge­
ordneten W ege- und Grabennetzes sowie durch die 
Vornahme von M eliorationen im Zuge des Verfahrens. 
Im einzelnen ergab sich dabei eine durchschnittliche 
Verminderung des Arbeitsaufwandes um 10 bis 25 Vo 
des Rohertrages, w ährend die erzielbaren Ertrags­
steigerungen zwischen 20 und 30 Vo lagen. In der 
bayerischen Gemeinde Paulushofen, in der die Flur­
bereinigung bereits vor etwa 20 Jahren durchgeführt 
wurde, konnte eine Einsparung an menschlichen Ar­
beitskräften von 14 Vo und an tierischen Zugkräften 
von 18 Vo erzielt werden. Die Ernteerträge stiegen 
gleichzeitig um 20 Vo, die Gesamtviehbestände um 
30 Vo und der M ilchviehbesatz sogar um 50 Vo, Da 
man neuerdings schärfer zusammenlegt als damals, 
kann in Zukunft mit noch wesentlich günstigeren be­
triebswirtschaftlichen Ergebnissen gerechnet werden. 
Vielfach w ird durch die Flurbereinigung der Einsatz 
motorischer Kraft überhaupt erst ermöglicht. Nach er­
folgter Flurbereinigung stieg die Zahl der Schlepper 
in verschiedenen Gemeinden von 0 bis 3 auf 13 bis 15, 
Mit dem Schleppereinsatz steigt gewöhnlich auch der 
Intensitätsgrad der gesam ten Bewirtschaftung.
Nach einer Untersuchung des Schweizers Hüni betrug 
der Reinertrag in einem zersplitterten Betrieb mit

24 Grundstücken 20 sfrs., in einem nach landes­
üblichem Maßstab zusammengelegten Betrieb mit 
7 Grundstücken 93 sfrs. und bei einem völlig arron­
dierten Betrieb (Einplanhof) 377 sfrs. je  ha. 
Volkswirtschaftlich gesehen ergibt die Flurbereinigung 
eine indirekte Erweiterung des N ahrungsraum es, die 
um so wichtiger ist, als das W achstum der S tädte und 
der sonstige Landbedarf alljährlich die landwirtschaft­
liche Nutzfläche verringern. Die 1953 bereinigte Fläche 
von 160 000 ha entspricht bei einer durchschnittlichen 
Ertragssteigerung um 25 “/o einer Neulandgewinnung 
von etwa 40 000 ha.
Im Rahmen derFlurbereinigungsverfahren w ird neuer­
dings auch die Aussiedlung stärker betrieben. Sie hat 
einmal zum Ziele die Entstehung von arrondierten 
Höfen oder w enigstens von W eilern und eine inten­
sivere Bewirtsdiaftung der Randflächen der Feldmark, 
zum anderen b ie tet sie durch Entlastung beengter 
Dorflagen eine Möglichkeit zu besserer Hofgestaltung 
in den Dörfern und eine Verkürzung der Entfernungen 
zwischen dem Dorf und den jeweiligen Betriebs- 
flächen.
Durch die Flurbereinigung kann trotz ihrer überragen­
den Bedeutung für die Verbesserung der A grarstruk­
tur die Tatsache nicht aus der W elt geschafft werden, 
daß zu kleine Betriebe vielfach auch nach der Um­
legung für die bäuerliche Familie noch immer kein 
ausreichendes Einkommen erbringen. Deswegen wird 
bei den Flurbereinigungsverfahren mehr und mehr 
W ert darauf gelegt, zu kleinen Betrieben die Möglich­
keit zur A u f s t o c k u n g  durch Kauf oder Zupacht 
zu geben.
Ein Blick in  die Betriebsgrößenstatistik lehrt, daß nach 
der landwirtschaftlichen Betriebszählung von 1949 von 
rund 2 Mill, (1 978 090) Betrieben mit landwirtschaft­
licher Nutzfläche (LN) rund 582 000 nur über eine 
Fläche von 0,5 bis 2 ha, w eitere 523 000 Betriebe auch 
nur über 2 bis 5 ha LN verfügen. Beide Gruppen zu­
sammengenommen umfassen 56 Vo der Betriebe, die
15,8 Vo der gesam ten landwirtschaftlichen Nutzfläche 
bewirtschaften. Der größte Teil dieser Betriebe bietet 
für die Bauernfamilie nur dann eine auskömmliche 
Existenz, wenn die natürlichen Verhältnisse den An­
bau von Spezialkulturen zulassen oder wenn gesicherte 
Nebenverdienstmöglichkeiten gegeben sind (Neben­
erwerbsbetriebe). In ähnlicher Lage befindet sich auch 
ein Teil der Betriebe zwischen 5 und 10 ha in den 
zahlreichen M ittelgebirgslagen mit weniger günstigen 
Boden- und Klimaverhältnissen. Insgesamt haben im 
Jahre  1953 570000 Betriebsleiter einen anderen H aupt­
beruf als Landwirt innegehabt. Die Zahl der sonstigen 
N ebenerw erbsbetriebe ist statistisch nicht erfaßt.
Die N ebenerw erbsbetriebe haben eine große soziale 
Bedeutung, weil sie ihren Besitzern eine V erbesse­
rung ihres Lebensstandards und Schutz in Zeiten w irt­
schaftlicher Krisen bieten. Sie sind daher zu befür­
worten. Allerdings sind ihre Flächen im Vergleich zur 
vorhandenen A rbeitskraft — oft nur die der Ehefrau 
des anderweitig tätigen Betriebsinhabers — häufig zu 
groß und werden daher besonders bei gutem  V er­
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dienst außerhalb der Landwirtschaft häufig nicht ratio­
nell bewirtschaftet. In solchen Fällen ist eine V er­
ringerung in Form von Verkauf oder Verpaditung 
eines Teiles der Betriebsfläche zur Aufstockung von 
zu kleinen landwirtschaftlichen Betrieben sehr er­
wünscht.
Soweit in den Betriebsgrößen von 2 bis 5 ha und teil­
weise bis zu 10 ha keine Sonderkulturen angebaut 
werden können und keine Nebenverdienstmöglich­
keiten bestehen, sind sie die Sorgenkinder der Agrar­
politik. Unter ökonomischen Gesichtspunkten kann 
ihnen nur durch Aufstockung ihrer Fläche auf eine 
wirtschaftliche Größe geholfen werden. In dieser Rich­
tung verliefen teilw eise schon die in den letzten 
20 Jahren eingetretenen Betriebsgrößenveränderungen. 
Im Zeitraum von 1933 bis 1949 nahm  die Betriebs­
größenklasse 2 bis 5 ha LN um 42 614 Betriebe ab 
bei einem Rückgang der bewirtschafteten Fläche von 
insgesamt 124 060 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche. 
Die Betriebsgrößengruppe 5 bis 10 ha verlor zwar 
noch einige Betriebe, erhielt aber einen Landzuwachs 
von 46 706 ha LN. Damit stieg die Durchschnittsfläche 
je Betrieb in dieser Gruppe. Die Betriebsgrößengruppe 
10 bis 20 ha hatte  einen Zuwachs von 20 861 Betrieben 
und einen Flächenzuwachs von 298 305 ha LN. Auch 
die Betriebe von 20 bis 50 ha LN nahm en zahlen­
mäßig um 4 599 zu, die landwirtschaftliche Nutzfläche 
erhöhte sich um 136 699 ha.
Betriebsgrößenveränderungen zwischen 1933 und 1949

Betriebs- 
größenki. 

in ha

V eränderungen  der Anzahl 
der B etr ieb e s e it  1933 

ab solu t i in  %

V erän d eru n gen  der LN 
s e it  1933 

ab solu t in  ha j in  %

bis 2 +  35 311 +  7 +  9 670 +  2
2—5 -  42 614 —  7 —  124 060 —  6
5—10 _  333 ±  0 +  46 704 -f  2

10—20 +  20 861 +  8 +  298 305 +  9
20—50 +  4 599 +  4 +  136 699 +  4
50—100 —  621 — 5 —  41 788 —  4
über 100 —  380 —  11 —  123 230 —  18
Insgesamt +  16 823 +  1 -f- 202 300 +  2

Q uelle; A grarsozia le G esellschaft e. V ., V ergrößerung landw irt- 
sdiaftlicher Betriebe, A pril 1954 (im M anuskript v er v ie lfä ltig t).

Die seit 1933 2U verzeidinenden V eränderungen in der 
Betriebsgrößenstruktur können zu einem Teil als 
Erfolg der Siedlungspolitik der Nachkriegszeit betrach­
tet werden. Sie zeigen jedenfalls bereits eine Zu­
nahme der kleineren N ebenerw erbsbetriebe (bis 2 ha 
LN) und eine V erringerung der Zahl und der Flächen 
der zu großen Nebenerwerbsbetriebe. Andererseits 
haben vor allem die Betriebe von 10 bis 20 ha LN, 
die im allgem einen eine selbständige Existenz dar­
stellen, zahlenmäßig einen beachtlichen Zuwachs er­
fahren und vor allem auch ihre Durchschnittsgröße 
erhöhen können. W enn sich eine ähnliche Entwicklung 
auch noch in der Betriebsgröße 20 bis 50 ha, also im 
mittelbäuerlichen Bereich, fortsetzte, so deutet das 
darauf hin, daß Zuerwerb oder Zupachtung für Be­
triebe über 20 ha leichter aus eigener Kraft zu be­
werkstelligen ist als für kleinere Betriebe. Daher soll 
die Entwicklung zur Aufstockung zu k leiner Betriebe 
durch Bereitstellung verbilligter Kredite verstärk t 
werden. Voraussetzung für die Gewährung von Staats­
hilfe soll aber auch hier die In itiative und die M it­

wirkung des Bauerntums sein. Die Freiheit der Ent­
scheidung soll auf jeden Fall unangetastet bleiben. 
Auch lassen sich keine starren Normen dafür auf­
stellen, bei welcher Betriebsgröße eine Aufstockung 
erforderlich ist, weil diese Frage je  nach den natür­
lichen Voraussetzungen und der Größe der Bauern­
familie verschieden beantw ortet w erden muß. Auch 
die Ergebnisse der Dorfuntersuchungen der Forschungs­
gesellschaft für A grarpolitik und Agrarsoziologie^), 
nach denen die Einkommen in Kleinbetrieben zwischen 
2 000 und 15 000 DM gestreut sind und ihre Höhe nur 
in loser Beziehung zur Flächengröße und zum Ein- 
reihungsw ert je  ha steht, sprechen gegen die Fest­
setzung starrer Normen.
M öglidikeiten zur Aufstockung zu k leiner Betriebe 
ergeben sich vor allem im Rahmen der Flurbereinigung 
und der Siedlung. Nach den bisherigen Erfahrungen 
fallen bei der Flurbereinigung durchschnittlich 5 "/o 
der jährlich flurbereinigten Fläche für die Aufstodtung 
an. Ebenso w ird für diesen Zweck bei der Landgewin­
nung im Zuge der ländlichen Siedlung, insbesondere 
bei Kultivierung von Moor- und Ödland, ein Teil der 
Flächen in Form der Anliegersiedlung vergeben. 
Neben der Flurbereinigung und der Aufstockung wird 
der l ä n d l i c h e n  S i e d l u n g  im Rahmen des Agrar­
programms der Bundesregierung großer W ert beige­
messen. Durch das Bundesvertriebenengesetz und das 
Gesetz zur Förderung der ländlichen Siedlung ist der 
Bund verpflichtet, erhebliche Beträge aus Haushalts­
m itteln für die Eingliederung von Heim atvertriebenen 
und Flüchtlingen und die Ansetzung insbesondere 
von nachgeborenen Bauernsöhnen, Landarbeitern und 
Pächtern bereitzustellen. Die Eingliederung der Hei­
m atvertriebenen und Flüchtlinge geschieht nicht nur 
durch Übergabe neu gebildeter Siedlerstellen, sondern 
auch durch die Ermöglichung des Erwerbs bestehen­
der landwirtsdiaftlicher Betriebe im W ege des Kaufes 
bzw. der Pacht. Insgesamt sind seit 1945 bis Ende 1953 
zur Ansetzung von V ertriebenen und Flüchtlingen 
sowie von Einheimischen rund 70 000 Stellen bereit­
gestellt worden. Das Siedlungsprogramm der Bundes­
regierung für 1954 sieht die Ansetzung von Heimat­
vertriebenen, Flüchtlingen und Einheimischen auf rund 
19 000 Stellen mit einer Gesamthöhe von über 90 OOO ha 
vor. Für diese 19000 Stellen werden im Rechnungs­
jah r 1954 an Darlehen und Beihilfen aus H aushalts­
m itteln des Bundes und der Länder sowie aus Lasten­
ausgleichsmitteln 580 Mill. DM aufgewendet werden. 
M it einer w eiteren Steigerung der Siedlungsergebnisse 
in den nächsten Jahren kann gerechnet werden.

SENKUNG DER BETRIEBSMITTELPREISE

Eine erfolgreiche Durchführung der Maßnahmen zur 
Verbesserung der A grarstruktur wird in der Masse 
der bäuerlichen Betriebe wesentliche Voraussetzungen 
für eine zunehmende Steigerung ihrer Leistungskraft 
und eine Erhöhung ihrer W ettbewerbsfähigkeit schaf­
fen. Dabei wird die innerbetriebliche Rationalisierung 
der Landwirtschaft um so bessere Ergebnisse auf-
1) B erid ite  über Landw irtsdiaft, 158. Sonderheft, V erlag  Parey, 
H am burg 1953.

1954/VIII 453



Lübke: A grarpolitik  im Um brudi

weisen, Je mehr es gelingt, durch Ausbau der W irt­
schaftsberatung und Verbesserung der Fachbildung 
die Erkenntnisse der landwirtschaftlichen Forschung 
an alle Betriebe heranzubringen. Die durch eine der­
artige Produktivitätssteigerung erzielte Erhöhung der 
W ettbew erbsfähigkeit sollte jedoch w irksam  ergänzt 
werden durch eine Senkung der Preise der landwirt­
schaftlichen Betriebsmittel. Erfreuliche Ansätze hierzu 
sind bereits vorhanden und bereditigen zu der Hoff­
nung, daß angesichts der steigenden Arbeitsproduk­
tiv ität in der Industrie, unter Ausnutzung der Mengen­
konjunktur, durch Typenbereinigung und Auflegung 
von Großserien, w ie zum Teil bei Landmaschinen, 
auch bei Düngemitteln, Baustoffen, Treibstoffen etc. 
Preisnachlässe eintreten werden.
Die Forderung nach verstärk ter Rationalisierung der 
landwirtschaftlichen Betriebe bedeutet ein erhebliches 
Investitionspotential, an dessen beschleunigter Mobi­
lisierung auch der Industrie gelegen sein wird. Die 
Erkenntnis dieser Zusammenhänge hat wohl dazu bei­
getragen, daß das Agrarprogramm der Bundesregie­
rung, insbesondere die Maßnahmen zur Verbesserung 
der A grarstruktur, auch in der gewerblichen W irt­
schaft w eitgehend Zustimmung gefunden hat. In der 
Tat handelt es sich bei der Verwirklichung dieses 
Programms keineswegs um eine einseitige Maßnahme 
zugunsten der Landwirtschaft, sondern um einen 
grundlegenden Beitrag zu einer weiteren günstigen 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft.

STAATSHILFE U N D  SELBSTHILFE 

W ie bereits bei Behandlung der Flurbereinigung und 
der ländlichen Siedlung gezeigt wurde, ist die Durch­
führung des Agrarprogramms der Bundesregierung 
in erheblichem Umfang abhängig von der Bereitstel­
lung entsprechender Finanzierungsmittel. Soweit diese 
in Form von Krediten benötigt werden, stand ihrer

Beschaffung bisher vielfach der für langfristige An­
lagen in der Landwirtschaft zu hohe Zinssatz von 
durchschnittlich 8 “/o entgegen. Aus diesem Grunde 
hat die Bundesregierung für das Jah r 1954 16,275 Mill. 
DM an Zinsverbilligungsm itteln bereitgestellt, die der 
Landwirtschaft den Einsatz von etw a 400 Mill. DM 
Kapitalm arktm itteln zu tragbaren Zinssätzen ermög­
lichen. Insgesamt sind zu energischer Inangriffnahme 
des Agrarprogramms der Bundesregierung, insbeson­
dere für M aßnahmen zur V erbesserung der A grar­
struktur 1954, aus dem Bundeshaushalt und sonstigen 
Finanzierungsquellen nach M obilisierung der erwähn­
ten 400 Mill. DM aus dem Kapitalm arkt über 900 Mill. 
DM verfügbar. Voraussetzung für den Einsatz dieser 
M ittel ist jeweils die Bereitschaft des landwirtschaft­
lichen Berufsstandes zur Selbsthilfe und Mitarbeit. 
Staatshilfe und Selbsthilfe müssen sich also in der 
Lösung der Probleme der Landwirtschaft ergänzen. 
Das hat die Landwirtschaft auch erkannt und betrach­
te t es als eine ihrer wichtigsten Aufgaben, jenseits 
jeden Zwanges von sich aus die wichtigsten Probleme, 
vor allem die Verbesserung der A grarstruktur, die 
innerbetriebliche Rationalisierung, die w eitere Steige­
rung der Q ualität ihrer Erzeugnisse und eine Ver­
besserung der Absatztechnik anzupacken.
W enn somit nach zwei Jahrzehnten, in denen die der 
Landwirtschaft gestellte Hauptaufgabe darin bestand, 
größere M engen zu produzieren, die Steigerung ihrer 
W ettbew erbsfähigkeit zum Haupterfordernis wird, so 
kann diese große Aufgabe nur gem eistert werden, 
wenn sich in Stadt und Land, in Landwirtschaft und 
Gewerbe das Bewußtsein immer stärker durchsetzt, 
daß beide sich ergänzende und aufeinander angewie­
sene Glieder der Gesamtwirtschaft sind, und wenn 
der W ille zum Ausgleich und zum M iteinander der 
einzelnen Berufsstände zum W ohle des Volksganzen 
zur Tat wird.

Summary: A g r a r i a n  P o l i c y  o n  
a N e w  C o u r s e .  In this article, the 
Federal M inister of Agriculture gives 
an outline of the principal aims of his 
policy. After a brief description of post­
w ar developments in Germany, he sets 
out the reasons virhy it is necessary to 
retain  a m arket order for W est German 
farming produce. This order is an or­
ganic component of the policy of a 
social m arket-economy and can well be 
reconciled with the exigencies of the 
overall economy, to which agrarian 
policy has also to have regard at all 
times. But more im portant in his 
opinion is a long-range improvement 
of the structure of farming and thus an 
improvement of its competitive position, 
m ainly through a re-distribution of the 
land and a rationalization of the methods 
of production. The farmers' willingness 
to help themselves, on which the success 
of all promotional m easures depends, 
is regarded as the precondition for the 
input of public funds.

Résumé: L a  p o l i t i q u e  a g r a i r e  
d e  l a  R é p u b l i q u e  F é d é r a l e .  
Dans l'article présent le M inistre de 
l'agriculture expose les principes fon­
damentaux et les buts définitifs de sa 
politique. A yant retracé l'évolution sur­
venue en Allemagne depuis 1945, le 
M inistre insiste sur la nécessité de 
m aintenir un système de règlementation 
pour l'agriculture de la République Fé­
dérale. 11 définit cette règlementation 
comme élément "organique“ de la po­
litique de l'économie de marché sociale, 
en soulignant qu'il est possible d'har- 
moniser une règlementation pareille 
avec les revendications d'une économie 
prise dans son ensemble, et à laquelle 
toute politique agraire doit toujours 
avoir égard. Le M inistre qualifie 
d'im portance suprême une amélioration 
à long terme de la structure agricole, 
afin qu'on puisse réaliser une augmen­
tation de la capacité, et du rendement, 
et de supporter la concurrence. Comme 
moyens appropriés le M inistre recom­
mande le remembrement parcellaire et 
la rationalisation des méthodes de pro­
duction. La condition préalable pour 
l'emploi de moyens publics serait la 
disposition de l'agriculture de mobili­
ser ses moyens et ressources propres.

Resumen; L a  p o l í t i c a  a g r a r i a  
s a l t a n d o  l a  v a l l a .  En este a rti­
culo el Ministro Federal de Agricultura 
da una exposición de los principios é 
intentos de su  política. Después de ha­
ber hecho una breve descripción de la 
evolución en Alemania siguiente la 
guerra, exhibe la necesidad de m antener 
un reglamento de m ercados para la 
agricultura del Alemania occidental. Que 
es aquel orgánica parte  integrante de 
una política persiguiendo la economía 
de m ercado social, y  que puede acor­
darse perfectam ente con las exigencias 
de la economía general, la cual la 
política agraria también siempre habrá 
de considerar. Pero, que m ás impor­
tante es un m ejoram iento a plazo largo 
de la estructura agraria y por allí una 
extensión de la capacidad de competir, 
principalm ente por medio de disposi­
ciones para la m ejora de la campaña 
y  para la racionalización de los m éto­
dos de producción. Que la presuposi­
ción para la investidura de fondos 
públicos es la prontitud por parte  de 
los agricultores en ayudarse ellos mis­
mos, la que es el elemento decisivo en 
todas m edidas de beneficio.
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